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Antrag der FDP-Fraktion „Temporäre Sperrung des Jungfernpfades, Elterntaxis“ 
 
Sehr geehrter Dr. Schumacher,  
 
die FDP-Fraktion bittet um Aufnahme des folgenden Antrags auf die Tagesordnung der kommen-
den Ratssitzung: 
 
Antrag: 
 
Die FDP-Fraktion beantragt die zeitweise Sperrung des Jungfernpfads in Oedekoven für den mo-
torisierten Verkehr in dem Zeitraum von 07:30 Uhr bis 08:15 Uhr und zwischen 13:00 und 13:45 
Uhr an den Schultagen, um gefährliche Situationen durch diese Elterntaxis zu verhindern. Die 
Kennzeichnung des Jungfernpfads als Schulstraße kann mittels Verkehrszeichen mit einem Zu-
satzzeichen für die Zeit der Sperrung eingerichtet werden. 
 
Begründung: 
 
Vor der Grundschule in Oedekoven kommt es auf dem Jungfernpfad insbesondere an den Schul-
tagen morgens und mittags trotz persönlicher Gespräche regelmäßig dazu, dass Gehwege zuge-
parkt werden sowie zu gefährlichen Verkehrssituationen durch die in den letzten Jahren stark 
gestiegenen Anzahl der sogenannten Elterntaxis. Die Eltern, Kinder und allgemein alle Fußgänger 
auf diesem Weg sollten besonders geschützt werden. 
 
Bislang gab es die Möglichkeit der temporären Straßensperrung in unmittelbarer Schulnähe le-
diglich im Rahmen befristeter Verkehrsversuche. Solche Versuche haben gezeigt, dass „durch 
temporäre Sicherheitszonen für 30 oder 45 Minuten zu Unterrichtsbeginn und Unterrichtsende 
kritische Situationen entschärft werden können. 
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Durch den Erlass des Landesministeriums vom 26. Januar 2024 bietet sich den Kommunen eine 
rechtssichere Grundlage präventiv vorgehen zu können, ohne eine konkrete Gefahrenlage nach-
weisen zu müssen. Eine Änderung der bundesweiten Straßenverkehrsordnung (StVO) muss da-
mit nicht abgewartet werden.  
 
 
Wir bedanken uns für die Unterstützung dieses Antrags. 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
 
gez.: 
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